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trägerwechsel durchzuführen (§ 14 Abs. 1 der Wiederurbar- 
machungsAO). Die Verantwortung des Folgenutzers für 
Ordnung und Sicherheit auf den abgenommenen Boden­
flächen ist an den Zeitpunkt des Rechtsträger-, Nutzungs­
oder Eigentumswechsels gebunden.

Werden die Bodenflächen nicht dauernd umfassend für 
die Gewinnungsarbeiten genutzt und gibt es daher auch 
keinen Rechtsträger- und Eigentumswechsel an diesen Bo­
denflächen, dann werden diese nach Abschluß der Wieder­
urbarmachung an den Rechtsträger oder Eigentümer zu­
rückgegeben. In diesem Fall muß das Abnahmeprotokoll 
gemäß § 13 Abs. 3 der WiederurbarmachungsAO oder die 
Abnahmeentscheidung nach § 22 Abs. 3 der 1. DVO zum 
Berggesetz den Termin des Nutzungswechsels und damit 
den Zeitpunkt der Änderung der Verantwortung enthal­
ten.

Bleiben auf den wieder urbar gemachten Bodenflächen 
Halden oder Restlöcher bestehen, kann nach § 25 Abs. 2 
der АО über Halden und Restlöcher zwischen Folgenutzer 
und Gewinnungsbetrieb vereinbart werden, daß für not­
wendige Kontrollen, Unterhaltungs- und Sicherungsmaß- 
nahmeh der Gewinnungsbetrieb weiterhin verantwortlich 
ist. Zu den Unterhaltungs- und Sicherungsmaßnahmen ge­
hören z. B. die Erneuerung von Absperrungen, die Aus­
schilderung und die Absperrung und Räumung von Ge­
fahrenbereichen. Für die Beseitigung von Bergschäden und 
für die Durchführung weiterer Sicherungsmaßnahmen ist 
der Gewinnungsbetrieb als Ersatzpflichtiger für den Berg­
schaden verantwortlich (vgl. § 23 Abs. 2 Berggesetz).

Die sich an die Wiederurbarmachung für eine land- 
und forstwirtschaftliche Nutzung anschließende Rekultivie­
rung der Bodenfläche mit dem Ziel der Erreichung der 
vollwertigen Bodenfruchtbarkeit obliegt nach der АО über 
die Rekultivierung bergbaulich genutzter Bodenflächen 
— RekultivierungsAO — vom 23. Februar 1971 (GBl. II 
Nr. 30 S. 245) dem Folgenutzer.

Die diesbezüglichen Kontrollaufgaben der örtlichen 
Staatsorgane in ihren Territorien enden erst, wenn die 
für die Gewinnung mineralischer Rohstoffe vorgesehenen 
und in Nutzung genommenen Grundstücke nach beendeten 
Gewinnungsarbeiten sowie anschließender Wiederurbar­
machung und Rekultivierung in die land- oder forstwirt­
schaftliche Nutzung zurückgeführt wurden und auf diesen 
Grundstücken alle erforderlichen Maßnahmen zur Herstel­
lung einer vollwertigen Bodenfruchtbarkeit durchgeführt 
und wirksam geworden sind/'*
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Die rechtliche Regelung der „Aufwendungen für die Fa­
milie“ (§ 12 FGB)1 spiegelt die ökonomischen Vorgänge 
in der Familie wider. Diese Regelung ist Teil des im Ge­
setz gezeichneten Leitbildes1 2 für die Gestaltung des Le­
bens in der Ehe und Familie. Ihre Einordnung in den Ab­
schnitt „Die eheliche Gemeinschaft“ zeigt den engen Zu­
sammenhang, der zwischen den persönlichen Beziehungen 
der Ehegatten (§§ 9, 10 FGB) und ihren ökonomischen 
Beziehungen (§§ 11 bis 16 FGB) besteht. Ungeachtet die­
ser Verbindung weist §12 FGB gegenüber den erwähn­
ten Normen insofern einige Besonderheiten auf, als in 
ihm Beziehungen gestaltet werden, die — über die Ehe 
hinausgehend — die Familie als Ganzes umfassen.

Personenkreis des § 12 FGB

Der Begriff „Aufwendungen für die Familie“ umfaßt Be­
ziehungen zwischen Personen, die üblicherweise in einem 
Familienhaushalt Zusammenleben. Das sind in der Regel 
die Ehegatten und ihre gemeinsamen Kinder. Hieraus er­
gibt sich die systematische Einordnung der Regelung über 
den Familienaufwand in das Gesetz. Es gibt aber viel­
fach Erweiterungen und Einschränkungen für den in 
einem Haushalt lebenden Personenkreis. Solche Beson­
derheiten werden in bestimmtem Umfang mit erfaßt.

In die durch § 12 FGB begründeten Rechte und Pflich­
ten einbezogen sind alle im Haushalt lebenden Kinder, 
und zwar unabhängig davon, ob sie von beiden, von 
einem oder von keinem der beiden Ehegatten abstam­
men. Während das Rechtsverhältnis der elterlichen Er­
ziehung mit der Vollendung des 18. Lebensjahres der 
Kinder endet (nicht der Erziehungsvorgang als sozialer 
Prozeß), bleiben Rechte und Pflichten im Rahmen der 
Aufwendungen für die Familie bestehen, bis die Kinder

aus dem Haushalt der Familie ausscheiden. In § 12 einge­
schlossen sind auch die ökonomischen Beziehungen einer 
solchen Familie, in der das Zusammenleben nur eines 
Elternteils mit dem Kind daraus resultiert, daß die 
Eltern keine Ehe miteinander eingegangen sind; Das Kind 
wird gemäß §46 Abs. 1 FGB „im Rahmen der Aufwen­
dungen der Familie der Mutter“ und durch Unterhalts­
zahlungen des Vaters versorgt. Lebt die Mutter des Kin­
des im Haushalt ihrer Eltern, so ist sie unmittelbar, das 
Enkelkind mittelbar (durch die Beziehung zu ihr) in das 
Rechtsverhältnis nach § 12 einbezogen, wobei im Streit­
fall Ansprüche nur zwischen den unmittelbar Berechtig­
ten und Verpflichteten geltend gemacht werden können. 
Ist die im Haushalt ihrer Eltern lebende Mutter noch 
nicht volljährig, wird das Enkelkind dann unmittelbar in 
den Haushalt der Großeltern einbezogen, wenn diese als 
Vormund bestellt werden (§§ 52, 88, 91 FGB).

Die Aufnahme der Eltern von Ehegatten in den Haus­
halt ist nicht in der Rechtsform der Aufwendungen für 
die Familie ausgestaltet, obwohl sich praktisch durch das 
Zusammenleben c ; in § 12 FGB geregelten ökonomi­
schen Vorgänge auch auf diese Personen erstrecken.3 So­
weit die aufgenommenen Eltern der Ehegatten bedürftig 
sind, haben die ihnen im Haushalt gewährten Geld-, 
Sach- und Arbeitsleistungen den Charakter von Unter­
halt gemäß § 82 Abs. 3 FGB. In allen übrigen Fällen han­
delt es sich nicht um Leistungen, die aus Familienrechts­
beziehungen erwachsen, sondern um Leistungen der 
persönlichen Fürsorge in Erfüllung moralischer Familien­
pflichten. Daraus können zivilrechtliche Ansprüche ent­
stehen, die nach den rechtlichen Regelungen über die ge­
genseitige Hilfe (§§ 274 ff. ZGB) zu beurteilen und u. U. 
bei der Nachlaßregulierung zu berücksichtigen sind (vgl. 
§ 410 Abs. 1 Ziff. 3 ZGB).


